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»Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 19° Juni 1975 durch den Vor—

sitzenden Richter Dr° M a i s c h und die

Richter S c h r o e d e r — P r i n t z e n

und T h o m a 3 sowie die ehrenamtlichen Richter

Dr° F r i t z e m e y e r und S c h r e i b e r
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beigeladenen zu 1 und die An—
schlußrevision des Klägers wird das Urteil des
Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 15„ Mai
1974 aufgehoben° Die Berufung der Beklagten gegen
das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 19°
März 1970 Wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Kläger die Kasten sämtlicher_
Rechtszüge zu erstatten; im übrigen sind Kosten
nicht zum-erstatten° ' "“ ‘
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Der Rechtsstreit wird in der Revision darum geführt, welche

der am Verfahren beteiligten Berufsgenossenschaften (BGen)

für die Entschädigung der Berufskrankheit des Klägers zu—
ständig ist°

Der 4957 geborene Kläger ist gelernter Fliesenleger° Nach

seiner Lehre hat er vom 45 Dezember 1954 bis 270 Juni 4957

als Fliesenleger bei der Firma N „„;35 Jagstfeld‚ die bei

der beklagten Steinbruchs—BG versichert ist, weitergearbeitet„
Während dieser Zeit war der Kläger vom 240 April bis 40° Juni

4957 und vom 24° Juni bis 470 Juli 4957 wegen eines Haut-

ekzems arbeitsunfähig krank°

Diese Hauterkrankung wurde der Beklagten als Berufskrankheit

nach Ziff° 19 der 5° Berufskrankheiten—Verordnung (BKVO)

i„Vom° 5 554 Abs° 1 der Reichsversicherungsordnung (RVG) ann

gezeigt (Anzeige der Firma N____‚vom20 Juli 4957- BL 42
UA Bd° 4) sowie des Städtischen Krankenhauses Heilbronn

vom 250 Mai 4957 (Bla ’? UA B_do4)° Unter Berücksichtigung
eines Befundberichtes des Facharztes für Hautkrankheiten

_______________
;;„3„vom 5 August 4957 (B1 49 UA Bd° 4) ver—

trat der Staatliche Gewerbearzt Stuttgart die Auffassung,

die Voraussetzungen der Ziff„ 19 der 50 BKVO seien noch

nicht erfüllt‚ da die Hautkrankheit des Klägers - eine

Überempfindlichkeit gegen Chromate und Zement — vorerst

weder schwer noch wiederholt rückfällig sei° Jedoch

erscheine ein Berufswechsel unvermeidlich (Schreiben vom

160 August 4957 - Bl„ 48 UA Ede 1)„ Daraufhin gab der

Kläger seine Beschäftigung als Fliesenleger bei der Firma

N; rgiauf und nahm am 18 Juli 1957 eine Stelle als
Hilfsarbeiter

bei der Firma W“11;;J1n Heiloronn an Dieser

Betrieb ist bei der Beigeladehen Nr° 2, der hürttemoerrischen

Bau—BG, versicherte Gegen die Aufnahme der Arbeit hatte der
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Staatliche Gewerbearzt keine Bedenken (Stellungnahme vom
6° November 1957 — Bl„ 40 UA Bd° 1)‚.was die Beklagte dem
Kläger mitteilte (Schreiben vom 120 November 1957 — Bl° 41
UA Bd„ 1)° Während dieser Tätigkeit, die bis zum 500

November 1958 andauerte, trat die Hauterkrankung beim
Kläger erneut auf und.hatte Zeiten der Arbeitsunfähigkeit

vom 90 November 1957 bis—20° Januar 1958, vom 16„ Juli bis

11° August 1958 sowie vom 10° November bis zum 500 '

November 1958 zur Folge° ' '

Da der Kläger sich an den von der Beklagten eingéléitéten

Maßnahmen für eine Umschulung zum Steinholzfußbodenleger

nach Ansicht der Beklagten nicht genügend beteiligte‚

lehnte diese mit bindend gewordenem Bescheid vom 260 März

1958 den Anspruch auf Entschädigung aus Anlaß einer Be—‘

rufskrankheit ab, weil die Erkrankung weder schwer noch

wiederholt rückfällig sei noch zum Wechsel des Berufes

oder zur Aufgabe jeder Erwerbsarbeit gezwungen habe

(Bl° 73 UA Bd„ 1)°

Am 10 Dezember 1958 nahm der Kläger eine Beschäftigung bei

der Firma NSU in Neckarsulm auf, wo er bis zum 500 Juni

1959 in der Versandabteilung, dann bei der Montage von

Pkw—Achsen am Montageband und ab 1° Januar 1961 als

Kontrolleur in der Gießerei eingesetzt wurdeo In der Zeit

vom 230 September 1968 bis 28„ Februar 1970 wurde der
Kläger zum technischen Zeichner umgeschult und ist seit

März 1970 in diesem Beruf bei den NSU—Werken tätige Der

zuständige Versicherungsträger für die Firma NSU ist die

Beigeladene Nr° 1, die Süddeutsche Eisen— und Stahl—BG°

Während seiner Tätigkeit bei der Firma NSU erkrankte der

Kläger wiederummehrfach an seinem Hautleiden (vom 490 M3i'
bis 7° Juni 1959, 51° August bis 60 September 1959,
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50 Dezember 4959 bis 540 Januar 1960, 450 November bis

450 Dezember 1962‚ 250 April bis 4„ Juni’966 und vom
40 Januar bis 450 Januar 4967), obwohl auch diese
Beschäftigung ab Aufnahme der Kontrolleurtätigkeit so-

wohl vom Staatlichen Gewerbearzt Stuttgart (Schreiben

vom 50 Februar 4966‚ Bl„ 126 UA Bd„ 1) als auch von den
Gut a0htern Pr0f

„ DI“ o
SChiliiiiiflllliiißDr o

Bf_„f„ Universitäts—

Hautklinik‚ Heidelberg‚ (Gutachten vom
5; September 4965,

Bl„ 322 UA Bd„ 3, insbesondere vom 290 Dezember 1966‚

B10 472, 184 UA Bd() 4) als nicht hautgefährdend bezeichnet

worden war° Sowohl Prof° Dro Schitt%

liche Gewerbearzt bejahten nun das Vorliegen einer Berufs—

krankheit und schätzten die Minderung der Erwerbsfähigkeit
(MdB) des Klägers auf 50 ng°

Daraufhin bewilligte die Beklagte mit Schreiben vom 60 April

4966 (Bla 428 UA Bdo 4) dem Kläger eine Vorschußzahlung mit
dem Vorbehalt späterer Verrechnung und teilte ihm mit‚ daß
die berufsgenossenschaftliche Zuständigkeit noch nicht ge—

klärt und außerdem ärztlicherseits ein stationäres Heil—
verfahren für erforderlich gehalten werde° Durch Mitteilung

vom 90 Februar 4967 (B10 490 US Bdo i) gewährte sie dem
Kläger ab 26„ August 1964 gemäß % 1755 RVO eine vorläufige
Fürsorge in Höhe von 50 voH„ der Vollrente, weil nach dem

Ergebnis der Feststellungen eine Berufskrankheit nach Nr° 46

der Anlage zur 6° BKVO anzu6rkennen sei, die der Kläger
während seiner Beschäftigung bei dem bei ihr versicherten
Unternehmen "Willi Mürit;$ und bei Tätigkeiten erworben

habe, für die ein anderer Unfallversicherungsträger zuständig
sei„

Nachdem der Staatliche Gewerbearzt nach einer Arbeitsplatz—

besichtigung bei den NSU—Werken die Auffassung vertreten
hatte„ daß der Kläger auch bei den dort ausgeübten Tätig—

keiten hautgefährdenden Stoffen ausgesetzt gewesen sei
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(Schreiben an die Beigeladene Nr„ 2 vom 420 Januar 1967,
Bl° 200 UA Bd° 1), lehnte die Beklagte mit Bescheid vom
220 März 4967 (Bl° 244 UA Bd„ 4) die Gewährung einer Ent—
schädigung ab, weil der Kläger auch bei den NSU—Werken mit
hautschädigenden Stoffen in Berührung komme und somit ein

Berufswechsel, wie ihn der Gesetzgeber bei Schaffung der

gesetzlichen Bestimmungen über Berufskrankheiten beab—

sichtigt habe, nicht als vollzogen anerkannt werden können

Gegen den vorgenannten Bescheid hat der Kläger Klage er—
hoben„ Durch Urteil vom 19„ März 1970 (B1„ 57 GR Bd0 4)

hat das Sozialgericht (SG) Heilbronn nach Beiziehung ver—
‘schiedener Auskünfte und Gutachten die Beklagte unter Auf—

hebung des Bescheides vom 280 — richtig: 22„ — März 1967
verurteilt, die Hauterkrankung des Klägers als entschä—

digungspflichtige Berufskrankheit anzuerkennen und dem

Kläger ab 4„ August 1964 Rente nach einer MdB von 50 v„Ho

zu gewähren„'

Zur Begründung hat es_ausgeführtz Zu Unrecht habe die Be—

klagte einen Berufswechsel verneinto Denn der Kläger sei

wegen seiner Hauterkrankung von der Firma U;XII£‚NGgg6—

gangen und bei den NSU—Motorenwerken eingetreten° Bei seiner

Tätigkeit in der Roller—Montage und der Achsenfertigung bei

der Firma NSU sei er den hautschädigenden Einwirkungen

nicht mehr ausgesetzt gewesen° Erst durch die Versetzung
in die Kontrolle der Gießerei sei er wieder mit schädigen—

den Substanzen in Berührung gekommen„ Zu dieser Zeit

— 1960 — Sei der Berufswechsel vom Fliesenleger zum Metall—

arbeiter längst vollzogen gewesen und zwar in der Zeit‘
zwischen Oktober 1958 und Frühjahr 49600 Der Versicherungs—

fall sei mit dem 1„ August 4964 eingetreten, da der Kläger

den Beruf als Fliesenleger habe aufgeben müssen und Me—
tällarbeiter geworden sei„
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Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt

und vorgetragen, die Hauterkrankung des Klägers sei während

seiner Beschäftigung bei der bei ihr versicherten Firma

M;nxrszeder schwer noch wiederholt rückfällig
geweseno

Deshalb habe sie auch durch den bindend gewordenen Bescheid

vom 260 März 4958 die Gewährung einer Rente_abgelehnt° Die
späteren Erkrankungen seien bei Unternehmen aufgetreten,

für die sie nicht zuständig sei, Im übrigen müsse der Ver—
sicherungsfall auf den 24, September 1968, dem Tag, an dem

der Kläger seine Tätigkeit bei der Firma NSU aufgegeben und

sich zum technischen Zeichner habe umschulen lassen, fest—

gelegt werden, Denn seine früheren Tätigkeiten bei diesem

Betrieb seien alle hautgefährdend gewesen, Für die Firma NSU

sei jedoch die Beigeladene Nr, 4, die Süddeutsche Eisen— und

Stahl—BG, der zuständige Versicherungsträger, so daß diese
dem Kläger Rente zu gewähren habe, Nach dem Abkommen der

Unfallversicherungsträger vom 250 Oktober 4957 sei nämlich

die BG desjenigen Unternehmens zuständig, in dem der Ver—

sicherte im Zeitpunkt der Geltendmachung seines Anspruchs

tätig sei oder zuletzt tätig gewesen sei, Hieran ändere auch

die jetzt gültige Vereinbarung vom 9, Mai 1969 nichts, da

auf Fälle, die noch nicht bindend oder rechtskräftig ent—

schieden worden seien, das frühere Abkommen Anwendung finde,

Außerdem sei der Rentenbeginn vom SG willkürlich festgelegt

worden, ‘ ' "

Das Landessozialgericht (LSG) hat durch Beschluß vom
9() August 1974 (B10 402 Gerichtsakten Bd() 2) die Süddeutsche

Eisene und Stahl—BG sowie die Württembergische Bau—BG bei—

geladen;

Bie Beigeladene Nr, 4, die Süddeutsche Eisen— und Stahl—BG,

hat vorgetragen, die Chromat—Allergie, die Ursache der

Häutkrankheit sei, habe der Kläger während seiner Tätigkeit

in Unternehmen, die bei der Beklagten versichert gewesen

seien, erworbeno In diesem Zusammenhang müsse darauf hinge«
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wiesen werden, daß nach der Vereinbarung über die Übernahme
der Entschädigungslast bei gewerblichen Hauterkrankungen

vom 9„ Dezember 1942 idF vom 240 Oktober 1957 Voraussetzung
für die Zuständigkeit sei, daß der Versicherte die Berufs—

krankheit durch eine Tätigkeit in mehreren,
zur Zuständigkeit

} verschiedener BGen gehörenden Unternehmen erworben habe°

Nach ihrer Ansicht habe aber allein die Tätigkeit bei der
bei der Beklagten versicherten Firma Hill■l&die Berufs—
krankheit beim Kläger verursacht, Abgesehen

davon, daß eine

hautgefährdende Tätigkeit bei den bei ihr versicherten NSU—
Werken

gar nicht nachgewiesen sei, seien die dort bis
1968 ausgeübten Tätigkeiten wegen der kurzen Einarbeitungs—

zeit als Hilfsarbeitertätigkeiten und somit nicht als

"Beruf" im Sinne der Rechtsprechung anzusehen,

Die Beigeladene Nr° 2 hat erklärt, es könne letztlich dahin—

gestellt bleiben, ob der Kläger bei dem bei ihr versicherten
Unternehmen, der Firma Wä:2535 hautgefährdend gearbeitet
habe, da entweder die Beklagte oder die Beigeladene Nr„ 4

für die Entschädigung zuständig seien° Das Vorliegen einer

Berufskrankheit nach Nr° 46 der 60 BKVO sei anzuerkennen,

sobald der Erkrankte die berufliche Beschäftigung aufge—

geben habe und jeglichen Kontakt mit hautgefährdenden
_Stoffen meide° Die BG, in deren Bereich das letzte Tat-

bestandsmerkmal erfüllt sei, sei zur Entschädigung ver—
pflichtet° Da der Kläger noch während seiner Tätigkeit bei

den NSU-Werken mit hautgefährdenden Stoffen in Berührung

gekommen sei, sei ihre — der Beigeladenen Nr„ 2 -

Zuständigkeit nicht gegebem '

Das LSG hat das Urteil des SG aufgehoben und unter Abänderung
des angefochtenen Bescheides die Beigeladene Nr„ 4 verur—'

'teilt‚ dem Kläger wegen einer Berufskrankheit nach Nr„ 46

der Anlage 1 zur 7° BKVO vom 440 April 1966 bis 50 März 1967
und

Vom 25„ September 1968 bis auf weiteres Verletztenrente
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nach einer MdB von 50 VOHO zu gewähren° Im übrigen hat

es die Klage abgewiesen (Urteil vom 450 Mai 4974)()

Zur Begründung hat es uoao ausgeführt: Zuständig für die

Gewährung der Leistung sei die Beigeladene Nr“ 4, da der

Kläger im Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles

bei einem bei der Beigeladenen Nr„ 4 versicherten Unter»

nehmen tätig gewesen sei„

Aus dem Bescheid der Beklagten vom 220 März 4967, mit dem

diese ihre Entschädigungspflicht abgelehnt habe‚ weil der

Kläger trotz der am 4° Dezember 4958 bei den NSU—Werken

aufgenommenen Tätigkeit weiterhin mit hautgefährdenden

Stoffen in Berührung komme‚ ergebe sich, daß die Beklagte

lediglich über die Zeit ab 40 Dezember 4958 entschieden‚

der bindend gewordene Bescheid vom 260 März 4958 seine
Bindungswirkung für die Zeit davor somit nicht verloren

habe°

Nach der Rechtsprechung sei aber neben der Schwere oder

wiederholten Rückfälligkeit der Krankheit sowie dem Zwang

zur Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder jeder Er-

werbsarbeit Voraussetzung für die Anerkennung einer Haut—

erkrankung als Berufskrankheit‚ daß der Versicherte später

nicht hautgefährdend tätig werde„ Eine Aufgabe der beruf—

lichen Beschäftigung nach Nr„ 46 der Anlage 4 zur 70 BKVO

könne daher grundsätzlich nur angenommen werden, wenn der

Versicherte nach der Berufsaufgabe eine Beschäftigung aus—
\ übe, bei der er nicht mit hautgefährdenden Stoffen in

Berührung komme° Diese Voraussetzung habe im Falle des

Klägers nicht vor Beginn der Umschulung zum technischen

Zeichner am 25° September 4968 vorgelegenc
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Abgesehen davon, daß der Kläger während seiner Tätigkeit als

Hilfsarbeiter bei der Firma Ui;113 vom 180 Juli 1957 bis
50°'November 1958 — wie sich später herausgestellt habe-—
hautgefährdend tätig gewesen sei, habe die Beklagte die Ana

sprüChe des Klägers insofern durch ihren Bescheid vom
26° März 1958 bindend abgelehnto

Auch erfülle die am 10 Dezember 1958 aufgenommene Arbeit
bei den NSU—Werken objektiv nicht die Merkmale der Berufs-

aufgabe, da es sich auch hierbei um hautgefährdende Tätig-

keiten gehandelt habe° Erst mit Beginn der Umschulungs—

maßnahmeam 250 September 1968 sei eine echte Berufsaufgabe
vollzogen, durch die der Versicherungsfall und somit auch

die Entschädigungspflicht eingetreten sei° ’

Jedoch könne beim Vorliegen triftiger Gründe das Merkmal

des tatsächlich vollzogenen Berufswechsels als Voraussetzung

für den Eintritt des Versicherungsfalls nicht gefordert

werden, weil sich sonst eine Überforderung des Versicherten

ergeben würde° Ein solcher triftiger Grund liege uoao in

Mitteilungen des Versicherungsträgers über die Unbedenklich—

„keit einer Beschäftigung oder - wenigstens vorläufigen -
Zahlung von Entschädigungsleistungen„ Denn aus ihnen könne

'und dürfe - der in der Regel medizinisch und juristisch nicht

vorgebildete — Versicherte entnehmen, daß gegen die derzei—

tige Tätigkeit keine medizinischen oder versichérungsrechtn

lichen Bedenken und Einwendungen bestünden° Danach habe aber

der Kläger zumindest seit der Aufnahme der Arbeit als Gieße—

rei—Kohtrolleur am 1° Januar 1961 triftige Gründe für die Bei"

benaltung seiner Beschäftigung bei der Firma NSU gehabt°

Bereits das Schreiben der Beklagten vom 60 April 1966 ent-

halte keinen Vorbehalt oder einschränkenden Hinweis bezüg-

lich der Art der Beschäftigung oder des Arbeitsplatzes des‘
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Klägers° Vielmehr habe der Kläger aus der Gewährung eines
Entschädigungsvorschusses durch die Beklagte und dem Hin—

weis auf die noch zu klärende Zuständigkeit entnehmen

dürfen, daß abgesehen von der Frage der zuständigen BG
alle Voraussetzungen für eine Entschädigung vorlägen
und er damit hinsichtlich seiner derzeitigen Beschäfti—

gung keinerlei Einschränkungen unterliege° Auch aus der

Mitteilung der Beklagten über die Gewährung einer vor—
läufigen Fürsorge vom 90 Februar 1967 habe der Kläger

.
den Schluß ziehen dürfen‚ daß außer der Zuständigkeits—

frage alle Voraussetzungen für eine Entschädigungs—

leistung gegeben seien und er einen echten Berufswechsel

vorgenommen habe° Aufgrund dieser Schreiben habe der

Kläger einen triftigen Grund gehabt, die für die Aner—

kennung seiner Hautérkrahkung als Berufskrankheit er—

forderliche Aufgabe der hautgefährdenden Tätigkeit nicht

zu vollzieheno Der Versicherungsfall sei deswegen auch

ohne die tatsächliche Berufsaufgabe eingetreten und zwar

mit Kenntnis des Schreibens der Beklagten vom 6„ April

19660 In analoger Anwendung von 5 4 Abs° 4 des Verwaltungs—

zustellungsgesetzes (VWZG) sei davon auszugehen? daß dem
Kläger dieses Schreiben am 110 April 1966 zugegangen sei„

‚so daß ihm v0n diesem Zeitpunkt an eine Entschädigungs—

leistung zustehe„ Der festgestellte triftige Grund sei

jedoch mit Kenntnis des Schreibens der Beklagten vom

280 Februar 1967 weggefallen, in dem ihm das Ergebnis der

Arbeitsplatzbesichtigung mitgeteilt und er darauf hinge—

'Wiesen worden sei, daß er auch jetzt noch eine hautgem
**fghräende Tätigkeit ausübe° Der Leistungsentziehung

stehe auch nicht 5 622 EVO entgegen‚ da diese Vorschrift

voraussetze, daß die frühere Leistungsfeststellung durch

einen förmlichen Bescheid geschehe° Einen solchen förm—

lichen Bescheid stelle jedoch die Mitteilung vom 80 Februar

1967 nicht dar°
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Der Entschädigungsanspruch des Klägers setze erst mit der
tatsächlichen Berufsaufgabe am 25, September 4968, dem Tag,

an dem der Kläger seine Umschulung zum technischen Zeichner

begonnen habe, wieder eino Zwar könne die Beigeladene Nr, 4
dagegen geltend machen, daß der Versicherungsfall aufgrund

triftiger Gründe — dem Schreiben der Beklagten an den
Kläger vom 420 Nevember 4957 - bereits im November 4957

eingetreten sei, also zu einer Zeit, als der Kläger eine
bei der Beklagten versicherte Tätigkeit ausgeübt habe„

Der Senat vertrete aber die Ansicht, daß in erster Linie der

Versicherungsträger leistungstlichtig sei, in dessen Unter—

gnehmen der Versicherungsfall aufgrund eines tatsächlichen

und nicht nur eines durch Rechtsschein fingierten Berufs—

wechsels eingetreten seio'Außerdem sei im vorliegenden Fall

nach 5 4 Abs° 4 und 5 der Vereinbarung der BGen über die
Lastenverteilung vom 90 Mai 4969, der gemäß 5 47 Abs, 4 auch

auf noch nicht rechtskräftig entschiedene Fälle Anwendung '

finde, diejenige BG zuständig, auf die die letzte gefährdende

Beschäftigung entfallen Das sei aber die Beigeladene Nr„ 4

Hieran ändere auch 5 47 Abs„ 2 Satz 2 nichts, wonach die

gegenüber früher geänderten Zuständigkeitsvorschriften auf

Fälle vor dem Inkrafttreten der neuen Vereinbarung anwendbar

blieben° Denn das Abkommen vom 250 Oktober 4957 erkläre die

BG für entschädigungspflichtig, die im Zeitpunkt der An—

meldung von gerechtfertigten Ansprüchen für den Versicherten

zuständig sei° Das sei aber die Beigeladene Nr„ 4, da ein

gereghtfertigter Anspruch des Klägers erst ab 440 April 4966

bestanden habe,

Zwar sei zuzugestehen, daß neben dem tatsächlichen Berufs-

wechsel das Verhalten der Beklagten vorübergehend einen

Entschädigungsanspruch ausgelöst habe, Dieses Verhalten

müsse sich aber die Beigeladene Nr, 4 entgegenhalten lassen,
weil die Beklagte mit ihrem Wissen die vorläufige Fürsorge

übernommen habeo

_ 42 „
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 42 _

Gegen dieses Urteil hat die Beigeladene nr„ 4 die zuge-
lassene Revision eingelegt„ Sie meint, zum Zeitpunkt des

Erlasses des bindenden Bescheides der Beklagten vom 26m

März 4958 seien bereits alle Voraussetzungen für die An—

erkennung einer Berufskrankheit erfüllt geweseno Mit der

Arbeitsunfähigkeit ab 90 November 1957 habe der zweite

Rückfall vorgelegen, so daß die Erkrankung wiederholt

rückfällig gewesen sei„ Durch die Aufgabe des erlernten
Berufs des Fliesenlegers bei der Firma N;1£;:3habe der

Kläger die weitere Voraussetzung für die Anerkennung

einer Hauterkrankung als Berufskrankheit (BK) erfüllt„

Bem stehe auch nicht entgegen‚ daß diese Arbeit = wie
sich später herausgestellt habe — auch hautgefährdend

gewesen sein Denn weder der Staatliche Gewerbearzt noch

die Beklagte hätten gegen diese Tätigkeit Bedenken ge—

äußert° '

Nach den Arbeitshinweisen zu 5 4 der Vereinbarung der

gewerblichen BGen vom 8° Februar 4975, die auch für die

noch nach der alten Zuständigkeitsregelung des 8 4 Abs„ 5

der Vereinbarung vom 90 Mai 1969 zu beurteilende Fälle

zu beachten seien, solle eine neue berufliche gefährdende

Beschäftigung bedeutungslos bleiben‚ wenn — wie im Falle

des Klägers — dem Versicherten die Gefährdung im neuen

Beruf nicht bekannt gewesen sei und er die neue Tätigkeit

auf Veranlassung der BG‚ des Arbeitsamtes usw„ aufgenömmen

habe„ Diese Zuständigkeitsregelungen sollten auch vom Ge_

richt als verbindlich angesehen werden (vgl„ auch Urteil

des 5° Senats des BSG in SGb 4975‚ 459)° Überdies sei diese

Auslegung des Begriffs "Aufgabe der beruflichen Beschäfti—

gung" allein sinnvoll und gerecht und stehe auch mit der

Rechtsprechung im Einklango Danach habe aber der Kläger

bereits seine berufliche Beschäftigung aufgegeben, als er

am 48° Juli 1957 eine Tätigkeit als Hilfsarbeiter bei der

Firma NQ1131 aufgenommen habe° Die von ihm danach ausgeübt6
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Tätigkeit stelle eine Hilfsarbeitertätigkeit dar, die erst
nachträglich als hautgefährdend erkannt worden sei,

Selbst wenn das LSG zu Recht den Versicherungsfall auf den

25, September 4968 festgelegt hätte, so sei es nicht recht“
mäßig, sie — die Beigeladene Nr, 4 - zur Gewährung von
Rente für einen früheren Zeitraum, nämlich vom 440 April 4966

bis 5, März 4967 zu verurteilen° Dasselbe LSG habe nämlich

_entschieden (Breithaupt 4969, 454), daß der Versicherungs-

träger„der die vorläufige Fürsorge gewähre, dem Verletzten
die Leistungen auch dann weiter zu gewähren habe, wenn er
unzuständig sei und zu Unrecht einen Arbeitsunfall bejaht
habe,

Die Beigeladene zu 4 hat eine Entscheidung des Schlichtungs—

ausschusses des Hauptverbands der gewerblichen Berufsge— ‘

nossenschaften vorgelegt, die ihren Vortrag angeblich

stütze„

Sie beantragt,

unter Aufhebung bzw, entsprechender Abänderung des

angefochtenen Urteils nach den Anträgen in der
‚

Vorinstanz, insbesondere im Ergebnis auf Klagabweisung,

hilfsweise nach 5 470 Abs° 2 Satz 2 SGG auf Zurück—

verweisung der Sache an die Vorinstanz zu erkennen°

Jedoch begehrt sie die Klagabweisung nur gegenüber

sich selbst,

Der Kläger hat innerhalb der verlängerten Revisionsbegrün-

dungsfrist sinngemäß Anschlußrevision eingelegt, indem er
beantragt, ‘

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

nach den Anträgen des Klägers beim Landes—

sozialgericht zu erkennen, hilfsweise den

Rechtsstreit an das Landessozialgericht
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Stuttgart zurückzuverweisen°

Er schließt sich der Begründung der Beigeladenen zu 4)

an und ist der Auffassung, daß schon mit der Aufnahme der

Tätigkeit bei der Firma Vi:ingjder Berufswechsel voll—

zogen und bereits 4957 seine Hautkrankheit wiederholt rück—

fällig gewesen sei„ In Fällen, in denen —
Wie bei ihm — ein

Berufswechsel von den zuständigen Stellen empfohlen worden

sei, könne dem Versicherten nicht dadurch ein Nachteil ent—

stehen, daß er die Hautgefährdung der neuen Arbeit nicht er—

kannt habec■

Demgegenüber beantragt die Beklagte,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält die Auffassung des LSG hinsichtlich der Zuständig—

keit für zutreffend„ Die Revisionsklägerin übersehe, daß
ein erst am 9„ November 1957 angeblich wiederholt auf—

getretenes Rezidiv nicht der Anlaß für eine schon im Juni
1957 erfolgte Berufsaufgabe gewesen sein können

Die Beigeladene zu 2 beantragt ebenfalls die Revision als
unbegründet zurückzuweisen° Sie meint3 der Versicherungs—

fall sei erst dann eingetreten, wenn außer der Aufgabe der

beruflichen Beschäftigung auch das Vermeiden jeglichen

Kontakts mit den die Hahtkrankheit hervorrufenden Noxen

gewährleistet seio Daher sei aufgrund der auf diesen Fall

anzuwendenden Lastenverteilungsvereinbarung, die von der

\ Revisionsklägerin unrichtig interpretiert werde; die BG

entschädigungspflichtig, in deren Mitgliedsbetrieb der

Kläger zuletzt hautgefährdend tätig gewesen sei„ Das sei

die Beigeladene zu 40
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung (% 424 Abs„ 2 Sozialgerichtsgesetz

-SGG— einverstanden erklärt

II„

Die durch Zulassung statthafte Revision der Beigeladenen

Nr 4 und des Klägers ist in der gesetzlichen Form und

Frist eingelegt und begründet w01den und somit zulässig

(55 462, 464 SGG) Sie mußte auch Erfolg haben„ %'

Zu Unrecht hat das LSG den "tatsächlichen" Versicherungs—

fall erst auf den 25° September 4968 (Beginn der Um—

—schulung zum technischen Zeichner) festgelegt und die

Beigeladene Nr° 4 als den für die Entschädigungsleistung

zuständigen Versicherungsträger angesehen„ Denn der

Versicherungsfall ist bereits mit Ablauf des 27„ Juni

4957 nach der Beschäftigung des Klägers in einem bei

der Beklagten versicherten Unternehmen, der Firma
_

MIIII;„ eingetreten, wie zutreffend schon in der
"Mitteilung" der Beklagten vom 9„ Februar 4967 angedeutet

worden ist„ Die späteren Rückfälle der Chromat—Allergie,

die durch Beschäftigungen des Klägers in bei den Beige—

ladenen Nr„ 4 und 2 versicherten Unternehmen ausgelöst

wurden, haben an der Entschädigungspflicht der Beklagten

nichts mehr geändert (BSG 40, 286, 294; Schulte—Holt—
hausen in BG 4959,9504, 505)„

ZwiSdhen den Beteiligten ist in der Revisionsinstan2 un-

streitig, daß der Kläger an einer Chromat-Zement—

Allergie leidet und daß nach medizinischen Gesichts—

punkten diese nunmehr als schwer bzw„ wiederholt rück—
fällig anzusehen ist Streitig ist lediglich der Zeit-

punkt des Eintritt 5 des Versicherungsfalles und damit
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auch der zuständige Versicherungsträger°

Dabei ist das Berufungsgericht zu Unrecht von der Anwend—

barkeit der Vereinbarung über die Zuständigkeit und Lasten—

verteilung bei Berufskrankheiten vom 90 Mai 1969 ausge—

gangen° Zwar können nach 5 1759 RVGdie Unfallversicherungs—
träger die Entschädigungslast unter sich verteilen, wenn

die Berufskrankheit durch die Beschäftigung in mehreren

Betrieben verursacht werden ist, die bei verschiedenen

Unfallversicherungsträgern versichert sind„ Die vorgenannte

Vereinbarung findet nach 5 17 Satz 1 auch auf alle Fälle An—

wendung‚ in denen bei ihrem Inkrafttreten über die Ansprüche

noch nicht bindend oder rechtskräftig entschieden isto Nach

% 17 Satz 2 gelten die gegenüber der früheren Regelung

geänderten Zuständigkeitsvorschriften jedoch nur für die

Fälle, in denen eine Meldung nach dem Inkrafttreten dieser

Vereinbarung eingegangen ist„ Im vorliegenden Fall ist die

Anzeige der Berufskrankheit des Klägers erstmalig bereits
im Mai und Juli 1957 erfolgt, so daß die in der Vereinbarung

von 1969 enthaltenen Zuständigkeitsvorschriften nicht ange—

wendet werden können° Die bis zur redaktionellen Überarbeitung

am 25°/240 Oktober 1957 (vgl° Blatt 190 der LSG—Akten—7 Rund—

schreiben VB 120/57) und auch danach geltende Vereinbarung

über die Übernahme der Entschädigungslast bei gewerblichen

Hauterkrankungen vom 9° Dezember 1942 (Rundschreiben RV

244/42) setzt aber voraus, daß ein Versicherter aufgrund

der Nr° 19 der Anlage zur 5° BKVO vom 26° Juli 1952 (BGBl

I 595) Ansprüche erhebt und daß er die Erkrankung durch

___.._„‚

‚___-__—

Zwar hat der Kläger vorliegend Ansprüche nach der 5° BKVO
bei der Beklagten geltend gemacht, zur Zeit der erstmaligen

BK—Anzeige im Jahre 1957 galt die 50 BKVO, er hat jedoch

seine Chromat—Allergie nicht in mehreren, zur Zuständigkeit

verschiedener BGen gehörende Unternehmen "erworben"° Denn

seine Chromat—Allergie ist während seiner Beschäftigung bei
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dem bei der Beklagten versicherten Unternehmen Mä■:■:

verursacht und erstmalig aufgetreten° Bei den späteren

Erkrankungen handelt es sich — was von den Beteiligten in

medizinischer Hinsicht auch nicht bestritten wird — le—

- diglich um Rückfälle derselben während der Fliesenleger—
Vtätigkeit in der bei der Beklagten versicherten Firma
'NÖII£3 erworbenen Krankheit, die nur deswegen möglich

waren, weil die erste Erkrankung eine Überempfindlichkeit

der Haut gegen Chromate und Zement zurückgelassen hatte,

die früher nicht vorhanden war° Das bedeutet aber, daß

die berufsgenossenschaftlichen Vereinbarungen auf den

vorliegenden Fall keine Anwendung finden können, weil

ursächlich für die Entstehung der Berufskrankheit des

Klägers ausschließlich die bei der Beklagten versicherte

Tätigkeit als Fliesenleger gewesen ist, es sich also
nicht um eine im Zuständigkeitsbereich mehrerer BGen

erworbene Krankheit handelt° Dem entspricht auch eine Ent—

scheidung der Schiedsstelle (BG 1956, 214), nach der nur

_
bei einer wegen;ligh mitwirkenden Ursächlichkeit einer ver—

sicherten Tätigkeit gegen die dafür haftende BG ein Lasten—

verteilungsanspruch berechtigt ist (vgl° auch Podzun in

Entschädigungspflicht, Leistungen und Ersatzansprüche

bei Berufskrankheiten, Heft 52 der Schriftenreihe der

Zeitschrift w zs Fortbildung und Praxis, 50 55)„ Eine
solche wesentlich mitwirkende Ursächlichkeit einer der

zeitlich später liegenden Tätigkeiten des Klägers für

das Entstehen dessen Hautkrankheit liegt aber nicht vor„

In dem bei der Beklagten versicherten Unternehmen HZLIIÄ„

ist auch — entgegen der Auffassung des LSG — der Ver—

sicherungsfall eingetretena

Zwar hat der Staatliche Gewerbearzt in seiner Stellungnahme

vom 160 August 1957 die Auffassung vertreten, die Voraus—

setzungen für die Anerkennung als Berufskrankheit seien

nicht erfüllt, da vorerst weder ein schweres noch ein
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wiederholt rückfälliges Hautleiden bestehe, Nach herrschender

Meinung ist der Versicherungsfall bei einer Hauterkrankung

-im Sinne der Nr° 49 der Anlage zur 5, BKVO nicht eher

\
gegeben, als bis die Erkrankung schwer oder wiederholt rück—

fällig geworden ist und bis sie zum Wechsel des Berufs oder

zur Aufgabe jeder Erwerbsarbeit zwingt (BSG in SozR % 554

RVG Nr, 4; BSG 24, 41.= SozR 5° BKVO % 12 Nr, ?; BVA in

EuM 45, 100; EVA in EuM 49, 284, 2853 Brackmann, Handbuch

der Sozialversicherung, Bd„ II, 8„ Aufl„, Stand 1974,

S„ 490m), Jedoch hat bereits das Reichsversicherungsamt

—RVAw (EuM 49, 284) und ihm folgend das Bundessozialgericht

—BSG—(Urteil vom 54, Mai 1967 — AZ„: 2 EU 88/66 _ unver—
öffentlicht; vgl° Brackmann aaO S° 492q I) entschieden, daß

es genügt, wenn bereits EEE?H99@_EÄPPEP;B?PEÄQÄLein Berufs—

wechsel vorgenommen wird, sofern sich dieser durch einen

wiederholten Rückfall als zwingend erwiesen hat„ Es hat zu

der Frage, ob die Notwendigkeit des Berufswechsels in jedem

Fall erst nach einer wiederholten Rückfälligkeit der Haut—

erkrankung eingetreten sein muß, ausgesprochen, daß die

Bejahung dieser Frage zu einem “offenbar unbilligen, dem

natürlichen Rechtsempfinden widerstreitenden Ergebnis"

führen würde (aaO S° 282)„ Der Versicherte würde letzten
Endes seinen Entschädigungsanspruch nur deshalb verlieren,

weil er den wiederholten Rückfall nicht mehr abgewartet

habe, bevor er sich zum Berufswechsel bereitgefunden habe;

es also unterlassen habe, die zwingende Notwendigkeit des

Berufswechsels durch den tatsächlichen Eintritt eines

wiederholten Rückfalles unter Beweis zu stelleno Deshalb

könne in dem Fall, in dem es (später) zu einem wiederholten
Rückfall gekommen sei, nicht verlangt werden, daß der Berufs—

wechsel erst durch den wiederholten Rückfall zwingend bedingt

sei; es müsse vielmehr genügen, daß die gesetzlichen Voraus—

setzungen der wiederholten Rückfälligkeit und des Berufsweeh—

sels an sich, wenn auch nicht im unmittelbaren zeitlichen Än—
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ischluß hintereinander, gegeben seien; es genüge also, daß

sich die Notwendigkeit des Berufswechsels, der bereits

nach dem ersten Rückfall vorgenommen worden sei, durch den
‚Wiederholten Rückfall als zwingend erwiesen habe (aaO

S° 285)° Nach dieser Auffassung, der sich der erkennende

Senat anschließt, war die Entschädigungspflicht der

Beklagten bereits mit dem ersten Rückfall des Klägers, der

am 24° 6° 1957 eintrat, als er noch (bis 2706057) bei

der Firma M ;tixgbe50häftigt war, begründet, da er des—

halb den Berufswechsel vornahm und alsbald danach, nämlich

schon am 90 November 4957, d„h° noch 29; Erlaß des

gr;tgn (Ablehnungs—)Bescheides vom 26, März 1958, der

"wiederholte" Rückfall eingetreten ist und sich dadurch

— ebenso wie durch die'sich anschließenden zahlreichen

—weiteren Rückfälle — der Berufswechsel als zwingend er—
wiesen hat,

Mit der Aufgabe des erlernten Berufe eines Fliesenlegers

ab 27„/28„ Juni 1957 hat der Kläger auch die weitere

Voraussetzung für die Bejahung einer BK nach Ziff° 49 der

5„ BKVO erfüllto

Für die Frage des Berufswechsels im Sinne der angeführten

Vorschrift ist von dem Beruf auszugehen, durch dessen
Ausübung der Versicherte sich die Erkrankung zugezogen hat,

es sei denn, diese Tätigkeit war von vornherein nur als

eine ganz vorübergehende Beschäftigung gedacht (BSG 48,

98 @ SozR 5° BKVO Anlage 19 Nr, 5; BSG in BG 1967, 558;

Brackmann aaO S, 492p; Podzun, Der Unfallsachbearbeiter,

490 Lieferung, Stand März 4975, Kennziffer 246, S, 6, 7;

derselbe in Wege zur Sozialversicherung Heft 52, 408)(,

Der Zwang zum Berufswechsel muß objektiv gegeben sein und

grundsätzlich auch zur Aufgabe des bisherigen Berufe

geführt haben° Der Versicherte muß aus dem objektiv
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gegebenen Zwang zum Berufswechsel auch seinerseits die

Folgerungen gezogen und den ersten Teil, nämlich die

Aufgabe des bisherigen Berufs, verwirklicht haben (BSG

40, 286, 2903 BSG in SozR 5° BKVO Anlage 49 Nr° 4; BSG

in SozR @ 554 RVG Nr, 4; BSG in SGb 4960, 242; BSG in

BG 4967, 558; Brackmann aaO S° 492g; Podzun aaO Kenn—

Ziffer 246s° er), ‘ - '

Diese Voraussetzungen sind im Falle des Klägers gegeben,-

Wegen des Hautleidens hat er mit Ablauf des 27° Juni 4957

seinen erlernten "Beruf" als Fliesenleger aufgegeben, d„h„

aus dem objektiv gegebenen Zwang zum Berufswechsel seiner»

seits die Folgerungen gezogen und nach Aufgabe seines

erlernten Berufe andere Arbeiten aufgenommen, Dabei kann

es dahinstehen, ob die vom Kläger in der Folgezeit ausge—

führten Tätigkeiten z° Teil "Hilfsarbeitertätigkeiten" und

damit kein ”Beruf" im Sinne der Rechtsprechung des BSG

darstellten, da der Zwang zum Berufswechsel bereits mit

der Aufgabe des gefährdenden Berufe verwirklicht, die

spätere etwaige Berufsausübung für die Begründung der

Entschädigungsansprüche somit grundsätzlich unerheblich

ist (BSG 40, 286, 290; 48, 98, 400; Noeske in BG 4958,

203, 205; Podzun aaO Kennziffer 246, S0 40)°

Dem Kläger kann auch nicht entgegengehalten werden, daß

die nach Aufgabe des erlernten Berufs eines Fliésenlegers

ausgeübten Tätigkeiten bei den Beigeladenen Nr, 4 und

Nr° 2 — rückblickend betrachtet — hautgefährdend gewesen

sind, Zwar bezweckt die BKVO, den hauterkrankten Ver-

sicherten für alle Zukunft von hautschädigenden Stoffen

fernzuhalten, um weitere Verschlimmerungen und Rückfälle_

zu vermeiden (LSG Schleswig in Breithaupt 4974, 24;

Podzun aaO Kennziffer 246, S„ 42)° Vorliegend mußte sich
laber der Kläger, der weder medizinisch noch versicherungs—

rechtlich vorgebildet ist, auf die Stellungnahmen des

Staatlichen Gewerbearztes, das Gutachten der Hautklinik
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Heidelberg sowie auf die Mitteilungen der Beklagten ver—

lassen können, wonach sowohl seine Tätigkeit bei der

Firma Wiilij)als auch bei den NSU—Werkenals "nicht haut—
_gefährdend" angesehen wurden. Insoweit ist der vom BSG im

"10. Band(BSG10, 286)entwickelte Grundsatz,nachdem
ein Berufswechsel ausnahmsweise nicht erforderlich ist,

wenn triftige Gründe den Versicherten nötigen, einstweilen

in diesem Beruf weiterzuarbeiten, entsprechend mit der
Maßgabe anzuwenden, daß dem Versicherten hautgefährdende

Beschäftigungen dann nicht
zum Nachteil gereichen können,

wenn gegen deren Aufnahme weder vom Versicherungsträger

noch vom Staatlichen Gewerbearzt oder einer sonst zu—
vständigen Stelle Bedenken geäußert, diese sogar als nicht
hautgefährdend bezeichnet worden sind. Denn auch insoweit}
würde es eine Überforderung des Versicherten darstellen

— in dieser Hinsicht ist dem LSG grundsätzlich zuzustimmen—

(vgl° BSG 10, 286, 291), wenn er zur Vermeidung eines

Rentenentzugs genötigt wäre, die nach dem Berufsuechsel

ergriffene neue Tätigkeit unverzüglich wieder aufzugeben,

weil sie sich entgegen der Meinung der zuständigen Stellen

doch als ebenfalls hautgefährdend erweist° Es geht nicht

an, ihn einerseits zur Aufgabe seines erlernten Berufe zu
weranlassen und ihm andererseits ein solches unvertrot—

bares Risiko aufzubürden° Nach dem Sinn und Zweck der

hier anzuwendenden gesetzlichen Vorschriften ist es
daher geboten, dem Erkrankten in einem solchen Fall nach

dem erforderlichen Berufswechsel ausnahmsweise die Ent—

schädigung zunächst so lange weiterzugewähren, bis ihm eine
, tatsächlich nicht hautgefährdende Tätigkeit zugewiesen

,
oder er in eine solche umgeschult werden kann; das ist im
vorliegenden Fall der 25. September 4968 (Beginn der Um—

,schulung
zum technischen Zeichner), von dem an dem Kläger

unstreitig Rente zusteht° Wollte man anders verfahren,

so würde man den Unfallversicherten für Fehler und Unzu—

länglichkeiten, die dem Staatlichen Gewerbearzt, den
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Sachverständigen und den Versicherungsträgern unterlaufen,

in unzulässigerweise haftbar machen„ ‘ '

Der Versicherungsfall ist somit bereits mit Ablauf des

27, Juni 4957, dem Tage der Aufgabe des erlernten Berufe

des Fliesenlegers in dem bei der Beklagten versicherten

Unternehmen szjgg_eingetreten, so daß die Beklagte die

für die Entschädigung zuständige BG ist° An ihrer Ent—

schädigungspflicht haben, wie bereits dargelegt,.auch die
späteren Rückfälle des Hautekzems des Klägers, die durch

dessen Tätigkeiten in bei den Beigeladenen Nr° 1 und

‚Nr„ 2 versicherten Unternehmen_ausgelöst wurden, nichts

mehrgeändert (vg1„ BSG’10, 286, 294; Schulte—Holthausen
in BG 4959, So 504, 505)°

Der Entschädigungspflicht des Beklagten steht auch nicht

deren bindend gewordener Bescheid vom 260 März 4958 entgegen°

Zwar hat die Beklagte durch diesen Bescheid die Anerkennung

und Entschädigung einer Berufskrankheit abgelehnt, da die
Erkrankung weder schwer noch wiederholt rückfällig sei noch

zur Aufgabe des Berufs oder jeder Erwerbsarbeit gezwungen

habe„ Spätestens in der Mitteilung der Beklagten vom
9° Februar 1967 über die Gewährung einer vorläufigen Für—

sorge für Erkrankte gemäß @ 4755 RVG ist jedoch ein "Zu-

gunstenbescheid" nach 5 627 RVG zu sehen, wobei im vor—
liegenden Fall dahingestellt bleiben kann, ob nicht ein

solcher bereits in dem Schreiben der Beklagten vom 6° April

1966 enthalten ist° Nach der vorgenannten Vorschrift hat
der Träger der Unfallversicherung, wenn er sich bei erneuter

,Prüfung davon überzeugt, daß die Leistung zu Unrecht ganz
oder teilweise abgelehnt ist, diese neu festzustelleno Maß—

gebend bei der Prüfung, die auch von Amts wegen vorgenommen

werden kann (Lauterbach, Unfallvérsicherung, Bd° II, 50 Aufl„

Stand Dezember 1974, Anm° 5 zu 5 627 EVO) ist dabei die

Sachf und Rechtslage zur Zeit des Erlasses des früheren
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»Bescheides (BSG 19, 58, 44; 26, 89, 91; RVO Gesamtkommen— '

tar Bd, II, Stand Dezember 1974, Anm„ ’! zu s 627 RVG; '

Lauterbach aaO Ann, 5 zu 5 627 RVG), Der Bescheid nach
5 627 EVO hat neben der materiell—rechtlichen Regelung
zur Folge, daß der Rechtsweg, der vorher durch einen

bindenden Bescheid verschlossen war, erneut eröffnet Wil ,
die Bindung des früheren Bescheides also beseitigt wird
(vgl° auch RVO Gesamtkommentar aaO Anm° 4 zu 5 627 RVO)e

Die Beklagte unterrichtete den Kläger in der Mitteilung

vom 9° Februar 4967,-daß ihm eine Entschädigung gemäß
‘ 5 4755 EVO gewährt werde, weil die Feststellungen über

die Frage des Vorliegens einer entschädigungspflichtigen

Berufskrankheit ergeben hätten, daß eine Berufskrankheit

nach Ziff° 46 der Anlage zur 60 BKVO anzuerkennen sei,

die während der Beschäftigung in dem bei ihr versicherten

—Unternehmen und bei anderen Tätigkeiten erworben worden

sei° Damit hat sie zum Ausdruck gebracht, daß für die Ente

schädigung entweder sie — die Beklagte — oder ein anderpr
Versicherungsträger zuständig sei° Darin liegt - zumindest

unter den Umständen des vorliegenden Falles — ein Aner—

kenntnis des Entschädigungsanspruchs dem Grunde nach

(vgl„ RVO Gesamtkommentar Bd, III, Stand Mai 4974, Anm, 1

zu 5 1755 RVG; LSG.Baden—wurttemberg in Breithaupt 4969,__

454, 455)° Hinsichtlich der Rechtsnatur der vorläufigen

Fürsorge hat das LSG Baden—Württemberg (Breithaupt 1969,
456) die Auffassung vertreten, daß es sich hierbei nicht

um eine Leistung sui generis handele, die von vornherein

befristet sei oder etwa unter dem Vorbehalt stehe, erst nur
eine Entscheidung über den Grund des Anspruchs treffen zu

wollen, sondern nur » wie sich aus der Aufnahme dieser

Vorschrift im 50 Abschnitt des 6° Buches der RVO ergebe —
eine besöndere Art des Verfahrens bei Streit mehrerer

‚
Unfallversicherungsträger über die Entschädigungspflicht

sei; sie setze demgemäß sogar voraus, daß die Entschädi—
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gungspflicht anerkannt werde„ Demgegenüber hat der 2„ Senat

des BSG (Urteil vom 29° Juni 4974 — Az„: 2 RU 55/69 — unver—
öffentlicht) eine so weitgehende Bindungswirkung der vorläufi—

gen Fürsorge abgelehnt, weil es sich um eine ihrer Natur nach

nur vorübergehende Leistung handele° Welcher Rechtsansicht zu

folgen ist, kann vorliegend dahinstehen, da die Verpflichtung

der Beklagten zur Entschädigung nicht aus einer Bindungswir—

kung hergeleitet, sondern aufgrund sachlich—rechtlicher Prü—

fung ausgesprochen wird° Die vom Revisionsgericht im vollen

Umfang nachprüfbare Auslegung der Willenserklärung (vglo BSG

24, 462, 464 mit weiteren Nachweisen) der Beklagten ergibt

eindeutig, daß ihre Mitteilung rechtlich jedenfalls ein be-

günstigender Verwaltungsakt ist° Sie stellt eine Maßnahme

der, die die Beklagte in Ausübung hoheitlicher Gewalt zur
Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentlichen

Rechts mit unmittelbarer Rechtswirkung getroffen hat„ Die

Beklagte hat nämlich dadurch die zwischen ihr und dem Kläger

bestehenden öffentlich—rechtlichen Beziehungen in der Weise

neu geregelt, daß sie dem Kläger jetzt unter Anerkennung

einer Hautkrankheit als Berufskrankheit bis auf weiteres

eine vorläufige Fürsorge von 50 v„H° gewährte„ Daß die
Beklagte mit dieser Mitteilung den Kläger nicht nur über den

Stand der Ermittlungen unterrichten wollte, ergibt sich

außerdem daraus, daß sie das Schreiben ausdrücklich erst

nach Abschluß der erforderlichen Feststellungen abgesandt

und darin auch die Höhe der zu geWährenden Fürsorge fest—

gesetzt und eine genaue Abrechnung erteilt hate Der An—

nahme eines Verwaltungsaktes steht schließlich nicht ent—

gegen, daß die Mitteilung keine Rechtsbehelfsbelehrung
‚enthielt (vglo BSG 5, 254, 254; BSG in Breithaupt 4964,

448, 420; BSG 24, 462, 465)° Ist somit die Mitteilung vom

“99 Februar 4967 als begünstigender Verwaltungsakt anzu-
sehen, so hat die Beklagte damit gemäß 5 627 EVO ihren
bindenden ablehnenden Bescheid vom 260 März 4958 zurückge—
nommenn Der_Bescheid vom 90 Februar 4967 tritt damit an
die Stelle des früheren bindend gewordenen Bescheides, der
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&?von Anfang_an — ex tuhb
— aufgehoben wird (vgl° BSG 49,

95, 95), so daß an sich die neu festgestellte Leistung

von_Anfang an zu gewähren, d„h° nachzuzahlen ist .

(BSG_49‚ 95‚ Lauterbach aaO Anm° ? h zu 5 627 RVG);

Da.der Kläger vorliegend jedoch erst ab 4° August 4964
>_einen Anspruch auf Rentengewährung geltend gepacht hat

(vgl° SG-Urteil So 4 und Anträge vor dem LSG), ist das
Gericht an diese An3pruchsbeschränkung gebunden und darf

nur in diesem Rahmen entscheiden, dgh„ über den geltend

.
gemachten Anspruch nicht hinausgehen (vgl° Peters/Sautter/

-Wblff‚ Komm° zur Sozialgerichtsbarkeit, Bd„ II, 4„ Auflo,

‚Ann, 2b zu 5'425 see)°

Auf die Revision der Bei$eladenen zu 4 und die Anschluß—
revision des Klägers war deshalb das Urteil des LSG auf—

zuheben und die Berufung der Beklagten gegen das SG—Urteil

zurückzuweisen° ' ‘ ' '

“Die K09tenentscheidung beruht auf € 495 Abs° 4 SGG, wobei
gemäß 5 495 Abs° 4 SGG die Aufwendungen der Körperschaften

'—bzw; der Beigeladenen zu Nr° 4 und 2 nicht erstattungs—

fähig sind„ ‘ ' "" ' '
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